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Plankarte 1

EINLEITUNGSBESCHLUSS
gem. § 2 Abs. 1 BauGB durch die
Gemeindevertretung am __.__.____ .

BEKANNTMACHUNG
des Aufstellungsbeschlusses im
__________________________
am __.__.____ .

FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT
gem. § 3 Abs. 1 BauGB vom __.__.____ bis
einschließlich __.__.____ .

BEKANNTMACHUNG
der Öffentlichkeitsbeteiligung im
__________________________
am __.__.____ .

FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN
gem. § 4 Abs. 1 BauGB vom __.__.____ bis
einschließlich __.__.____ .

ENTWURFSBESCHLUSS
gem. § 3 Abs. 2 BauGB durch die Gemeindevertretung
am __.__.____ .

ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG
gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom __.__.____
bis einschließlich __.__.____ .

BEKANNTMACHUNG
der Offenlage im
___________________
am __.__.____ .

BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN
gem. § 4 Abs. 2 BauGB vom __.__.____
bis einschließlich __.__.____ .

SATZUNGSBESCHLUSS
gem. § 10 BauGB durch die Gemeindevertretung am __.__.____ .

AUSFERTIGUNGSVERMERK
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen Beschlüssen
der Gemeindevertretung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden
Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

Ort, den __.__.____

Der Gemeindevorstand

.......................................
Bürgermeister

RECHTSKRAFTVERMERK
Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung im ____________________
gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft getreten am __.__.____ .

Ort, den __.__.____

Der Gemeindevorstand

.......................................
Bürgermeister

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
Planzeichenverordnung (PlanzVO), 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), 
Hessisches Naturschutzgesetz (HeNatG)
Wasserhaushaltsgesetz (WHG), 
Hessisches Wassergesetz (HWG),
Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG),
Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG)
Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG)
Hessische Bauordnung (HBO) 
in der bei der maßgeblichen Auslegung des Bebauungsplanes geltenden Fassung.

Katasteramtliche Darstellungen

 

Zeichnerische Festsetzungen, Sonstige Planzeichen

Art der baulichen Nutzung (§ 9(1)1 BauGB),
vgl. textliche Festsetzungen Ziffer 1. 

Flurgrenze

Flurnummer

Polygonpunkt

Flurstücksnummer

Vorhandene Grundstücks- und Wegeparzellen
mit Grenzsteinen

7051/5

Fl. 44

Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1)1 BauGB),
vgl. textliche Festsetzungen Ziffer 2.  

Sondergebiet, Zweckbestimmung Einzelhandel

Maximal zulässige Grundfläche in m²

Höhe baulicher Anlagen als Höchstmaß: maximal zulässige 
Gebäudeoberkante (Firsthöhe, Attika) in Meter über NHN

SO
EZH

GRmax.

OKAttika max.

Bezugspunkt zur Höhenermittlung,
hier: Oberkante Schachtdeckel (OKSD), 513,578 m üNHNp

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
Planzeichenverordnung (PlanzVO), 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), 
Hessisches Naturschutzgesetz (HeNatG)
Wasserhaushaltsgesetz (WHG), 
Hessisches Wassergesetz (HWG),
Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG),
Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG)
Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG)
Hessische Bauordnung (HBO) 
in der bei der maßgeblichen Auslegung des Bebauungsplanes geltenden Fassung.

Katasteramtliche Darstellungen

 

Zeichnerische Festsetzungen, Sonstige Planzeichen

Art der baulichen Nutzung (§ 9(1)1 BauGB),
vgl. textliche Festsetzungen Ziffer 1. 
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Bebauungsplan „Schneidersgarten“ 

 
Planstand: Entwurf für die erneute Beteiligung, 11/2025 

 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 

 

R E C H T S G R U N D L A G E N  

Baugesetzbuch (BauGB),  

Baunutzungsverordnung (BauNVO),  

Planzeichenverordnung (PlanzVO),  

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG),  

Hessisches Naturschutzgesetz (HeNatG) 

Wasserhaushaltsgesetz (WHG),  

Hessisches Wassergesetz (HWG),  

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)  

Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) 

Bundes-Klimaanpassungsgesetz (KAnG) 

Hessische Bauordnung (HBO)  

in der bei der maßgeblichen Auslegung des Bebauungsplanes geltenden Fassung. 
 

T E X T L I C H E  F E S T S E T Z U N G E N  

Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 
 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Absatz 1 Nr. 1 BauGB) 
 Die Art der baulichen Nutzung ist als sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestim-

mung Einzelhandel nach § 11 Abs. 2 BauNVO festgesetzt. Zulässig sind Betriebe des 
Lebensmitteleinzelhandels mit einer Verkaufsfläche von maximal 800 qm.  

  
2. Maß der baulichen Nutzung, Bauweise (§ 9 Absatz 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Ab-

satz 2 BauNVO und § 18 BauNVO) 
 Es wird bestimmt, dass bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflächen von Ne-

benanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie Stellplätze mit ihren Zufahrten und Zu-
gängen nicht mitzurechnen sind. 

  
3. Überbaubare Grundstücksflächen, Stellung baulicher Anlagen  

(§ 9 Absatz 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO) 

Gemeinde Driedorf 
B-Plan „Schneidersgarten“ - Textliche Festsetzungen 

Planstand:  
Entwurf für die erneute Beteiligung 11/2025 
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Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  
(Gestaltungssatzung gem. § 9 Absatz 4 BauGB i.V.m § 91 HBO) 
 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 91 Absatz 1 Nr. 1 und 2 HBO) 
1.1 Dächer sind mit Neigungen bis maximal 10° auszuführen. 
1.2 Für Dächer und Außenfassaden sind grelle Farben sowie glänzende, blendende, spie-

gelnde, selbst leuchtende Materialien unzulässig. Ausgenommen sind Fenster für 
Büro-, und Aufenthaltsräume sowie Solar- und Photovoltaikanlagen. 

  
2. Bepflanzung und Gestaltung von Grundstücksfreiflächen (§ 91 Absatz 1 Nr. 5 HBO) 
 Nicht bebaute Grundstückflächen sind gärtnerisch mit Anpflanzungen zu gestalten. 

Flächenbefestigungen und flächige Abdeckungen mit Mineralstoffen (z.B. Grauwacke, 
Kies, Wasserbausteine, Glassteine, Einbau nicht durchwurzelbarer Folien) sind unzu-
lässig. 

 
 

Hinweise zu fachgesetzlichen Belangen: 
 
Denkmalschutz: 

Wer Bodendenkmäler entdeckt oder findet, hat dies gemäß § 21 Abs. 1 des Hessischen Denk-
malschutzgesetzes (HDSchG) unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen oder 
der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum 
Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter 
Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen. 
 

Kampfmittel: 
Werden bei Bodeneingriffen kampfmittelverdächtige Gegenstände gefunden, so sind die Ar-
beiten in diesen Bereichen sofort zu unterbrechen und der Kampfmittelräumungsdienst des 
Landes Hessen unverzüglich bezüglich der Festlegung der weiteren Vorgehensweise einzu-
schalten. 
 

Grundwasserschutz: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in der Schutzzone III des festgesetzten Trink-
wasserschutzgebiets für den Trinkwasserbrunnen Mademühlen, Hohenroth, Driedorf des WBV 
Dillkreis. 
 

Bodenschutz: 
Erdaushub: 
Der gewachsene Boden ist in den Grünflächen weitestgehend zu erhalten. Bei Baumaßnah-
men ist der Oberboden entsprechend DIN 18915 abzutragen, zu lagern und wieder zu verwen-
den. In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Gebietsteilen sind Bodenverdichtungen zu ver-
meiden. 
Der Verbleib des Bodens auf dem Baugrundstück (-gebiet) ist - soweit baurechtlich zulässig - 
einem Abtransport vorzuziehen. Falls abtransportiert werden muss, sollte eine Wiederverwer-
tung des Bodens angestrebt werden. 
Bodenbelastungen, bei denen Gefahr für die Gesundheit von Menschen, bedeutende Sach-
werte oder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden 
können, sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden. 
Anfallende Baustellenabfälle (z.B. Folien, Farben, etc.) und nicht mineralischer Bauschutt sind 
ordnungsgemäß zu entsorgen und dürfen nicht als An- bzw. Auffüllmaterial (Mulden, Bau-
grube, Arbeitsgraben) verwendet werden. Mineralischer Bauschutt ist einer Wiederverwertung 
zuzuführen (Recycling). Auf § 3 und § 6 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) wird in die-
sem Zusammenhang verwiesen. 
Es ist darauf zu achten, dass keinerlei das Trinkwasser gefährdende Stoffe direkt – z. B. über 
Öl, Schmier- oder Treibstoffe – oder indirekt über Einwaschung in den Unterboden gelangen 
können. 
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Bereits im Zuge der Baumaßnahmen ist im Sinne eines vorsorgenden Bodenschutzes darauf 
zu achten, dass die unterhalb der ausgebauten Bodenhorizonte gelegenen Unterbodenschich-
ten nicht verdichtet und somit in ihrer Bodenfunktion gemindert bzw. bei irreversibler Verdich-
tung funktional zerstört werden. Nach Abschluss der Baumaßnahme ist auf rekultivierten Flä-
chen Pflanzenwachstum nur auf ungestörten Böden uneingeschränkt möglich. 
Auf Flächen, welche nur vorübergehend in Anspruch genommen werden (Baueinrichtungsflä-
che), müssen die natürlichen Bodenverhältnisse zeitnah wiederhergestellt werden. Verdich-
tungen müssen aufgelockert werden, ggf. abgeschobener Oberboden muss lagegerecht wie-
der eingebaut werden. 
Aufschüttungen dürfen nur mit einwandfreiem, nicht verunreinigtem Bodenmaterial er-folgen. 
Dabei sind die technischen Regeln der LAGA „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von 
mineralischen Reststoffen/Abfällen“ mit den Zuordnungswerten Z 1.1 Boden für Feststoffe im 
Eluat einzuhalten. 
Das Herstellen von durchwurzelbaren Bodenschichten richtet sich nach den Vorgaben des § 
12 BBodSchV. Für Auffüllungen zur Errichtung von technischen Bauwerken sind die LAGA-TR 
M 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Ab-fällen – Technische 
Regeln der Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall“ in ihrer neusten Fassung zu beachten. Für wei-
tere Ausführungen wird auf die Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV der Länderarbeitsgemein-
schaft Boden (LABO) und die ALEX-Informationsblätter 24 bis 26 hingewiesen. 
 

Artenschutz: 
Bauzeitenbeschränkung 

Die gesamte Baufeldräumung, einschließlich notwendiger Rückschnitts-, Fäll- und Rodungs-
maßnahmen erfolgen außerhalb der gesetzlichen Brutzeit, also nur zwischen dem 1. Oktober 
und dem 28./29. Februar eines Jahres. Ausnahmen sind mit der Naturschutzbehörde im Ein-
zelfall abzustimmen und durch eine ökologische Baubegleitung zu begleiten. 
Sind die Bauflächen geräumt und die Baustelle eingerichtet, können die Bauarbeiten in der 
Brutzeit fortgesetzt werden. 
 
Vermeidung von Lichtimmissionen 

Im Plangebiet sollten zum Schutz nachtaktiver Tiere zur Außenbeleuchtung moderne LED-
Technologie mit hoher Effizienz und einer bedarfsgerechten Beleuchtungsregelung eingesetzt 
werden. Zur Verwendung sollten nur Leuchtdioden mit einer Farbtemperatur zwischen 1.800 
bis maximal 2.800 K und Leuchten in insektenschonender Bauweise kommen. Zur Vermei-
dung ungerichteter Abstrahlung sollten nur vollabgeschirmte Leuchten eingesetzt werden. 
Eine Abstrahlung über den Bestimmungsbereich hinaus sollte vermieden werden. 
 
Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen 

Es sind ausschließlich Fenster mit einem maximalen Außenreflexionsgrad von 15 % zu ver-
wenden. Als vogelfreundlich gelten Glasbausteine, geriffeltes, geripptes, bombiertes, farbiges 
oder halbtransparentes Glas, sowie Gläser mit einer flächigen Markierung. Eine Beachtung 
der Hinweise aus der Veröffentlichung „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ wird emp-
fohlen. 
 
Regionales Saatgut 

Bei Pflanz- und Saatarbeiten im Plangebiet sollte nur Pflanz- bzw. Saatgut regionaler Herkunft 
verwendet werden. 

 
 
 
 
Wetzlar, November 2025 
 
Planbearbeitung: 
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3.1 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und Stellplätze sowie bauliche Anlagen, 
die nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind, sind innerhalb und au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
Dies gilt insbesondere für Nebenanlagen, die der Versorgung des Gebiets dienen 
(z.B. Strom, Gas, Wasser, Telekommunikation usw.), auch soweit für sie keine beson-
deren Flächen festgesetzt sind. 
Die landesrechtlichen Bestimmungen über Abstände und Abstandsflächen (§ 6 HBO) 
bleiben unberührt. 

3.2 Böschungen, Stützmauern:  
Böschungen zum Geländeausgleich und Stützmauern müssen auf dem Grundstück 
liegen. 
Böschungen und Stützmauern sind in Grenzbebauung zulässig 

  
4. Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
 Stellplätze sind innerhalb der verkehrsrechtlichen Bauverbotszone (§ 23 Abs. 1 

HStrG) zulässig. Ein Abstand von 5 m zum Fahrbahnrand der Kreisstraße 86 (Flur 36, 
Flst. 81/25) ist einzuhalten. Zwischen den Stellplätzen und dem Fahrbahnrand der 
K 86 ist innerhalb der festgesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern eine nicht überfahrbare, mindestens 2 m breite Grünfläche anzulegen. 

  
5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft (§ 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB) 
5.1 Dachflächen (ausgenommen Vordächer) bis zu einer Neigung von 10° sind zu min-

destens 80% zu begrünen. Zulässig ist der Aufbau von PV-Anlagen und von Anlagen 
der Gebäudetechnik. 

5.2 Für Anpflanzungen sind standortgerechte klimaresiliente Laub- und Obstgehölze 
(Bäume und Sträucher) zu verwenden. 

5.3 Fensterlose Wandabschnitte mit einer Fläche von mindestens 50 qm sind mit ranken-
den, schlingenden oder kletternden Pflanzen flächig und dauerhaft zu begrünen. 

5.4 Die externe Maßnahmefläche in der Gemarkung Mademühlen, Flur 27, Flst. 13 ist 
dauerhaft als Magere Flachland-Mähwiese (LRT 6510) zu entwickeln und zu erhalten. 
Die konkreten Maßnahmen sind entsprechend den Beschreibungen im Umweltbericht 
durchzuführen und im Rahmen des Monitorings ggf. anzupassen. 

  
6. Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern und Bindungen für Bepflanzungen  

(§ 9 Absatz 1 Nr. 25 BauGB) 
6.1 Je 6 PKW-Stellplätze ist ein standortgerechter Laubbaum zu pflanzen. Die Anpflan-

zungen sind zulässig als Einzelbäume oder Pflanzstreifen an den Parkplatzflächen 
oder als Baumgruppen innerhalb der Grundstücksflächen. 

6.2 Innerhalb der festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
sind bauliche Anlagen unzulässig. Die Flächen sind mit Laub- und Obststräuchern, 
Stauden- und Wiesenpflanzen zu gestalten. 

 
 

  

Baugrenzen, Bauweise (§ 9(1)2 BauGB) 

Verkehrsflächen und Anschluss anderer Flächen an die 
Verkehrsflächen (§ 9(1)11 BauGB)

Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§9(1)20 BauGB)

Baugrenze überbaure Grundstücksfläche

Allgemeine Straßenverkehrsfläche

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung,
hier: Rad-/Fußweg

Umgrenzung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Stellplätze, Nebenanlagen (§ 9(1)4 BauGB) 

Flächen für die Errichtung von Stellplätzen und 
Nebenanlagen, dem Sondergebiet Einzelhandel zugeordnetSt Na

Einfahrtsbereich

Straßenbegrenzungslinie

Baugrenze für Stützmauern und Geländeauffüllungen

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
für Bepflanzungen (§ 9(1)25 BauGB) 

Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Nachrichtliche Übernahmen, Kennzeichnungen

Bauverbotszone (§ 9 Abs. 1 FStrG, § 23 Abs. 1 HStrG)20

Baubeschränkungszone (§ 23 Abs. 2 HStrG)20

Entwicklungsziel: Magere Flachlandmähwiese
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